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Der ei ; erisci> e N r p nb i k a >l e r
herausgegeben

von Escyer nnd Ustert
Mitglieder» der g stjgcbendcn Räthe der heimischen Republik.

Band I!. XO XXXVIII. Lnzem, dm > s. Dccemver.

alw diesen Willen imGeiste Ber Verfassung aufsuchen
Wo ist es nun Sinn unsrer Verfassung, die per-

sinliche Freiheit, die Rechte des Bürgers einzuschra»-
ken, wenn es nicht die Erhaltung des Staats noch-
wendig crfodcrt, und dieses ist hier der Fall gar nicht.

Das ganze neue StWàêhâude,.welches
Verfassung^ aufstellt, issnqch dein Nist he's frankischen
gemacht! Es ist auf die nämlichen Gründfütze gebaut!
Es ist also vollkommen in dem Sinn unserer Constitu-

chen Rechte der Repräsentanten vertheidigten,, vorwarf,ttion, da wo sie sich nicht .arisdrüklich erklärt, daß sie

fie wollten die Freiheit begraben; sie. verlezchn die! nach dem Inhalt der Mutterconstitution erklärt wer-
Souvcrainitat des Volkes! !de eurer Constitution,. die von einer Gesez-

Wenn, gehörige Umstünde vorausgesezt, cinzeluelgebung ausgegangen ist,'welche ein«Masse von Licht,
' 'tàs/Mê'Sêchèàsàwâ'j'" "" - >

Gesezgedu nst.
Grosser Rath, 4 December.

HF o r t s e tz u. n g 0.0 n H ü b e r s Meinung.)
„-.f Was war es anders als.die äusserste Uebertren
bung, wenn man den Mitgliedern, welche auf die

Vernunft, auf den Sinn der Constitution und auf das
Beispiel der franz sischen Gesizgebung gestuzt, die
ReVe der Gesizgebung überhaupt und die persouli-

Mitglieder ihre Entlassung erhalten würden, so ware, gesagt ha.t, in ihrem Schöose
vereinigte. Ich sitze, hinzu, .von einem durch grosse
Erfährungen gereinigten'Lichte Ja, B. R., die fran-
kische Geftzgebchrch ist tausind'Jahr alt, denn sie hat
in einem Jahrz'chend alle politische Experimente ge-
macht, die sonst Jahrtausende erfahren, und Talente
und Kräfte, gewekt und vereinigt, die seit dem Unker-
gang der alten Republiken., in Jahrhunderten nur
einzeln erschienen Ind. '.

N.un ziehen wir die dritte jezig? Verfassung der
großen Nation zu Rathe, und wir finden-, daß sie die
Entlassungen gesialsii.' J-ch darf Euch nur das schon
angeführte Beispiel des Repräsentanten Jourdan, siezt

auszn 'Oberbefehlshabers der Mainzer Armee wiederholen,
er ZwekjIch darf Euch nur. auf ihren Lüsten .Artikel hinweisen,^ k.

sagte man, die Freiheit begraben? Mährisch eine leicht
zu begrabende Freiheit'

Die Volkssouverainitüt glaubte mau verlezt, weil
unser einige weniger hier berathschlagten Daran denkt
niemand im Volke? Darüber wird aber wohl mancher
lächeln, wenn er so abenchcuerliche .Schlüsse Havon
ableiten höret?

Also der Volkssouverainitüt wäre die M glichkeit
einzelner Entlassungen zuwider^ dem Willen der Neu

tisu-entgegen? ^ ^
Was ist denn Souscramitük? Nechtmüssige obere

sie Gewalt! Volkssouverainitüt ist qlso das Recht der

gesammten Staatsbürger, die oberste Gewalt >

üben, oder die Mittel zuchelMchim, wie der,der Gesellschaft erreicht werden soll «der so gar den Fast woräüssieht, wo durch einen auft
Dieser Wille des Souverains muß ausgedm'iktz sirordenMchenWüfaWnenflus von Umstanden, die Na-

werden, wenn er verlezt werden kaun, wenn er ausge-zîionalreprâftktêtioy um einen Zchrzen Drittheil vermin-
führt werden soll! jdc-rt. werden kchusie, und dagegen neue Wahlen vcrfü-

Und wo ist nun dieser Wille des Volks ausgedrüft?
In der Constitution und nirgends als jn der Lonsti-'
tmlon! Da allein hat das sou erame Volk seinen
Willen ausgedrükt, seinen unmittelbaren, Mverlczba-
rcn Willen!

Wir müssen also zuerst die Constitution frggen,
ob Mitglieder der Gesizgebung austreren kAuren, sP
es durch uebernehmunz anderer Stessen. oder durch
Entlassung. -

Und'was spricht sie über diesen Gegenstand?
Ausdrüklich keine Sylbe in keinem Artikel! Wsi müssen

gei. Ich'darf Euch, sage ich, nur au diesen Artikel
welsin, um Euch zu überzeugen, chjt wie wenig Gr. ad
mau gegen die Zuiaffigkeit der Entlassung sich auf den
Züstcn Artikel unsrer Constitution berufen hat Man
hat vorgegeben (und bemerkt es wohl, ich büre, dieses
war der; scheinbarste Vorwand, dm che Graver der
Entlassungen angegeben 'hatkon) es müsse jeder Kanton
12 Repräsentanten in den gesizgebcnden Rachen diir.h-
aus behalten, weil er so viel dazu zu erwablen habe.
Aber wenn diese Folge im Sinn der Constitution Ware,
so müßte sie auch Verfügungen gegen jede einzelne



Verminderung getroffen haben, die sie nicht verhindern,
kann, so roie gegen die welche sie gestattet, und alj'o
voraussah. Denn keine Souverainitat kann dein Schik-
sal gebieten; oder wählte das Vvik unsterbliche Ge-
sczgebcr? Und sezte ye nicht voraus, daß Gesezgeber

zu Direktoren erwählt werden könnten! Und dennoch
verfugt kein Artikel eine Ersetzung im Fall dieser
Verminderungen. Also gestattet sie dieselben/weil
sie dieselben nothwendig voraussehen mußte, und der
zdste Arsike! bedeutet hierbei nichts, und die Constitué
tion wird dadurch nicht verlezt und ihr habt die Com
siitntion nicht verkett, dass ihr bisher Entlassungen ge-
stattet, ja selbst veranlaßt habt; so wenig als ihr die
Souverainitat des Volks verlezt, wenn ihr die Ent-
laffungen gcscziich einschränkt, und in den gehörigen
Fallen nach bechmmtcn Vorschriften gestattet.

Daß manche, aus übeiverstandeuem Patriotismus,
so mit der Sonveramität des Volks spielen, diese

Idee als einen politischen Popanz überall aufstellen,
und ihre Kollegen von verschiedener Meinung einer
Verletzung derselben so leichtsinnig beschuldigen, ist
unerträglich!

Wir huldigen der Souverainikät des Volkes alle!
Sein Wille ist mir heilig, wenn er es einem ist; aber

ich lasse mir denselben von niemand aufbürden, er
muß vom Volke selbst unmittelbar ausgedrükt seyn,
und dieses ist er nur in der Constitution.

Wir haben gesehen, daß diese die Entlassungen
nicht untersagt, daß sie dieselbe voransgcsezt hat, daß
ihre Verfügungen sie gestatten, daß die Grundsatze der

grossen Nation und ihre Verfassung sie erlauben, und
ihr Gebrauch für ihre Republik nüzlich ist.

Da also ihre gänzliche Untersagung die Rechte
des Bürgers, die Würde des Repräsentanten, die pen
sönlichc Freiheit, verringern, so darf sie nur als ein
Consiitntionsartikel vorgeschlagen und berathen wen
den. Wenigstens kann ein solches Gesez nur durch
die offenbarste Nothwendigkeit entschuldiget werden.

Laßt uns nun sehen, was man man für Ursachen
angiebt, die dieses Gesetzes Nützlichkeit und Nothwen-
digkeit begründen sollen. Zwei sind hauptsächlich als
solche angegeben worden. Erstlich Desertion und dann
Corruption dadurch zu verhüten.

Man befürchtet, in der ^Gefahr möchten die Fei-
gen und Schwachen ihren Posten verlassen, und die
Räche so zusammenschmelze», daß sie nicht mehr be-

rachschlagen könnten.
Weiche schimpfliche Voraussetzung für die Gesez-

gebcr? Welche Gründe sind dann da, daß man solche
schimpfliche Voraussetzung in unserm Schooft wagen
darf? Fragt die Erfahrung! denkt zurük nach Arau.
Einmal als militärische Gewalt m Euerm Saale er-

schien, wer zitterte unter EuchT Wie sprachen nicht
Manner damals mit Schweizermüth, nach cher Ueber,

zcugung ihres Gewissens! Ein andermal, als ihr in
jenem offenen von Truppen entblößten Flecken h.rwl,

Lnzern sey eingenommen; die Absicht sey auch Arau
zu überfallen, und die Regierung aufzuheben, als das
Gerücht die Waldstätter schon bis auf wenige Stunden
angerukt angab; Keinem von Euch war bange! Wer
entfernte sich, blieben Euere Räthe nicht vollzählig,
wurden Euere Berathschlagunqen unterbrochen? Ich
erstaune über solche Voraussetzungen?

Gesezt, es könnte einmal einige Feige unter Euch
geben, so mögen sie uns verlassen. Wir wollen so
wenig Feige in diesem Saale als in den Reihen
unjrer Vacerlandsvercheidiger!

Avw noch mehr, das vorgefchlagne Gesez würde
diesem Uebel nie zuvorkommen. Grosse Gefahr dauert
nie lange, sahen die Feigen sie von Ferne, so würden
sie Urlaub nehmen; ware sie nahe, so flöhen siel Also
ist ey unzwckmässlg.

Man befürchtet Corruption! eine noch schimpfli-
chêrk' Voraussetzung! die ich zur Ehre meiner Kollegen
nur mit Verachtung beantworten kann. Aber auch
eben' so »nzwekmässig ist das vorgefchlagne Gesez, um
dieser zuvorzukommen. Könnte unsere Regierung,
wenn sie die Mittel, weiche die Constitution in ihre
Gewalt giebt, mißbrauchen wollte, die Bestechlichen,
nicht eben so guc in unsrer Mitte als an jedem andern
Or e besiechen? Und die Unbestechlichen, werden sie

sich znm Nachchcst' des Vaterlandes ans unserer Mitte
wegfischen lassen? Und welche Ursache auf den Vcr-
dacht über die Regierang ein Gesez gegen unsere eigene
Rechte zn gründen? Und in unserer Lage, wo wir
des guten Willens, der vortreflichen Gesinnung unsrer
Direktoren so überzeugt sind? Unsrtr Direktoren, deren
Interesse mit dem Interesse der Gründung unserer
neuen Verfassung, mit dem Interesse unsers Vater-
landes identisch ist!

Endlich hat inan den Antritt unserer Stelle mit
juridischen Contrakten verglichen und vorgegeben, wir
hätten dieselben mit diesen Bedingungen angenommen.

Ich berufe mich auf meine Committenten und
auf meine werthen Kollegen von meinem Kantone,
wir hahen an keine solche Bedingungen gedacht, nicht
die Urversammlungcn, nicht die Wahlmanner, nicht
wir die Erwählten! Aber in der entgegen gesezten
Voraussetzung, die sich auf die Grundsa w der Frei-
heit, auf den Sinn der Constitution, auf die Uebung
der grossen Nation gründen, haben wir sie über-
nommen.

Da mm der Artikel dieses Gesetzesvorschlag, den

Wir nun berathen, der persönlichen Freiheit, dem Rechte
des Bürgers, der Würde der Repräsentanten und den

Vorzügen der Gesezgcbung selbst, ss wie den Grund-
sätzen der Constitution und also dein Willen des Volks
zuwider ist, so schließe ich auf desselben Ausstreichuug-

Graf stimmt der Durch streich ung dieses Z bei,
und fooert Abstimmung, weil schon bei Anlag des er-
sien K hierüber eigentlich entschieden wurde.

Se-reran sagt: Die Beständigkeit ist eine Tu-



gend der Republikaner, daher werdê ich îneine Grund?
sa ye aufs neue äussern, wenn sie auch schon nicht ge?
fallen sollten! Man macht aber diesen Grundsätzen so

viel Einwendungen, daß ich nicht weiß wo anfange!,,
um jene zu vertheidigen! — Wir haben eine demokra?
tische repräsentative Verfassung — und der Volkswille,
d. i. die Konstitution bestimmt, daß diese Steilver?
trettung so und so beschaffen seyn soll, nnv wir, wir
wollten wilikiihrlich diese Stellvertretung abandern?
und inan fodert einen Volkswilien, der sich bestimmt
äussere> daß er begehre, uns an diesem Platz ohne
eine mögliche Entlassung zu erhalten! wie kann ein an-
derer Volkswilie als jener gefodert werden? — Man
stellt uns die französische Konstitution auf — aber eben

weil jene dafür sorgt, im Nothfall die Stellvertretung
zu erganzen und unsre Konstitntion hiefûr nicht sorgt,
so soll auch unsre Stellvertretung nicht geschwächt
werden! — Und wenn einige aus uns weggehen, und
dadurch unsre Zahl, die die wahre Stellvertretung
ausmacht, geschwächt wird, wie soll dann ausgemacht
werden, wie der, durch die Konstitution gefoderte
Drittheil alle zwei Jahre abgehen soll? — Ja, der
Verführung würden die Rathe ausgesezt, und das In?
teresse dts Volks in die größte Gefahr gcsezt, wenn
wir jedem erlauben würden weg zu gehen, weil dann
nur noch Einzelne das Ganze leiten wurden! — Und
wenn allenfalls Krieg entstünde - würde nicht gerade
der Muth unserer Mitglieder unsern Arbeiten gef.chr-j
lich werden? — Schon hörten wir mehreremaie den
Wunsch in unserer Mitte ertönen, sich gegen den Feind^
der Freiheit zu stellen: aber wenn die muthigsten, die
fähigsten aus uns weggehen können, um das Vater?
land zu vertheidigen, wie steht es dann um Führung
des Staatsruders? Man sagt uns, eine solche

Einschränkung ware unsrer Freiheit zuwider, die wir
als Republikaner gemessen' soll«» ; nein nicht unsre po?
Mische, at»r unsre persönliche Freiheit haben wir dem
Willen des Volks bei Annahm unsrer Stellen aufge?
opferr. Die Volksfreiheit und die Verfassung unsrer
Republik erfodern die in der KonMution bestimmte
Stellvertretung — diese also ist heilig, diese dürfen
wir nicht verletzen und schwächen, daher stimme ich
ganz zur Annahme des tz.

Herzog bemerkt, daß dieser vorgeschlagne § der
Commission dem l z, den wir schon beschlossen
hahen, gerade zuwider ist, und daß man also ohne
den ersten zurükzünehmen, diesen z nicht annehmen
könne, daher fodert er dessen Durchstreichung.

Cuftor glaubt, die, Auflösung müsse geschehen
durch diejenigen, durch die die Verbindung geschah, da?
her konnt kein Gesezgeber durch eine andere Steile auf?
gesöst werden, als durch den Volkscvillen, d.i. durch
die Konstitution ; daher stimmt er also zum Gutächten.

Trösch findet diesen § nach der neuen'Besiint?
mung des i § unnuz und stimmt also zu dessen Durch?
strejchung, Mit der Bitte um Abstimmung.

Hegler glaubt sich auf das ganze helvetische
Volk berufenen dürfen, daß wir nicht so gebunden
seien in keinem Nothfall entmssen werden zu können;
denn wenn ein Mitglieds zu Besorgung seiner unent?
behrlichen Angelegenheiten die Entlassung begehrte,
wollten wir sie verweigern, und ihn in den Fall setzen,

einige Monate darauf, als Jnsolvendo, danngezwnn?
gen aus der Gcsezgcbung auszutreten, oder ware es
nicht besser, dasselbe früher zu entlassen ehe seine Auge?
legenhetten zu G-nnd gegangen sind Daher begeiyt
er statt diesem § einen andern, der bestimme, daß in
dringenden Fallen die Räthe einem ihrer Mitglieder die
Entlassung gestatten können.

Guter ist freilich überzeugt, daß die Grundsätze
der Commission nicht siegen wecden, aber eben so

überzeugt ist er, daß die Würde der Volksstcllvertre?
ter ersodert, daß jeder von uns an seiner Stelle blei?
be, bis ihn das Gese; und die Konstitution davon
abruft.

Koch sagt: Wäre nicht der wahre Gesichtspunkt
der Sache verrnkt worden, so würden die meisten
Gründe, die man für diesen § amste-ltt, wegfallen;
es ist nicht darum zu thun, zu entscheiden, ob jeder
aus uns weglaufen könne wann er will, denn dieses
können wir nie zugeben; aber darum ist es zu thun, ob
wir in ausserst'drmgenden Fallen eine Entlassung ge?
statten können, wenn z. B. einer unfähig wird, seine
Pflicht zu erfüllen, oder wenn das Glük eines Mit?,
glieds die Entlassung durchaus fodert; daher stimm
er Leglern bei, indem die gänzliche Ausstrcichnng des
§ bedenklich wäre. Wurde die Volkssouverainität,
wie man behauptete, verlezt, wann sie nicht vollstän?
dig repràsentirt ist, so ist keine Volkssouverainität
mehr möglich, weil kaum je die ganze Zahl aller Srell?
Vertreter die ganze gesczücheZeit durch vollständig seyn
wird! Man spricht uns vom Volkswillenw sind nicht
wir die Ausleger des Volkswillens und ist auch nur
zu vermuthen, daß das Volk nicht selbst einen Rcprä?
sentanten gerne entlassen würde, wenn seine kvrperli?
chen oder ökonomischen Umstände die Entlassung dring?
Zieh machen.

Der § wird mit Zz Stimmen gegen Zo unvcrän?
dert angenommen.

§ 7-Koch denkt, dieser ganze Gesetzesbeschluß
habe iezt eine seltsame Form, weil er im Anfang weiß,
am Ende schwarz ist; was diesen § nun an sich selbst

betrift, so kann er so, wie er hier steht zu nichts
ande.s dienen, als uns mir einigen Doktvrscheinen zu
unterhalten/denn da wir durch den 6§ ksine Entlast?
sung gestatten können, so helfen nnn diese Krankheits?
scheine zu nichts, daher trägt er darauf an, entweder
diesen § durchzustreichen, oder wenn man gerne solche

Scheine hat) deren 4 statt nur 2 zuchegehren. (Man
iächl.)

Kühn fodert.Durchstrcichung dieses §, weil «p



ganz überflüssig ist, und keine weitere Folge- seiner
Bestimmung angiebt.

Carrard sieht keine Widersprüche in Mserm
Beschluß, denn der i § gestattet Entlastung. zu G--n-
fien eines Repräsentanten, der eine andere wichtige
Stelle annimmt; der 6 § aber will nicht gänzliche
Entlassung aus dem Dienste des Vaierlanbs gestatt
ten; also ist keine Widersprechung da; um aber diesen
7 § deutlicher zu machen, so will er demselben die
Worte beifügen : „um seine Entfernung damit zu recht-
fertigen."

Secret a n folgt Cavrards Bemerkung, und will
auch allenfalls diesem Anstag zustimmen, obgleich. er
den § deutlich genug halt, um verstehen zu geben,
daß dieses Zeugniß dazu diene, die Abwesenheit des
kranken Mitgliedes zu rechtfertigen.

Fierz will dem vorigen § noch beifügen.- „ inso-
fern nicht physische oder moralische Krankhett die
Pflichterfüllung unmöglich Macht wodurch dann der

7 § sehr zwckmässig wird.
Der K wird ohne weiters angenommen.
Das Direktorium Übersender einen Brief des In-

siizministers, welcher die verspätete Bekanntmachung
des Gesetzes über die Feodalrechte rechtfertigt.

Das Direktorium theilt ein Vcrzeicimiß der kleinern
Nationalgüter mit, wovon es den Nov. dic Verausi-
serung begehrte; aus Kühn s Antrag wird dieses
Verzeichnis der hierüber niedergesezten Commission zu-
-gewiesen. >

Secretan im Namen eurer Commission, legt
folgendes Gutachten vor

Der g r o sse 2! a th a n Be n Sei» a t.

In Erwägung, daß in dem Augenblik der allge-
meinen Wiedergeburt der bürgerlichen Rechte es wich-
tig sey., besonders jene ganze Klaste von Menschen
zu unterstützen, welche durch ihre außer ehliche Geburt
aus blindem Aberglauben, oder barbarsschem.Vorur-
theil zur bürgerlichen Richtigkeit, zur Dürftigkeit und

zur Verachtung vermtheilt schienen.

In Erwägung, daß wenn bis zezt die Geftzgeoer
Legitimationen ertheilten, dieses nur e.n Hilfsmittel
war, welches die alten Mißbrauche rwth-g -»achten
das aber in der neuen Ordnung ocr Dinge unerträglich^
wird, in welcher alle ausschließlichen Re >we gehastig
sind, und wo alle Bürger uns einen Rang gestellt,
die nemlichcit Rechte gen lessen sollen. ^

In Erwägung endlich, daß wenn es schon in
diesem Augenblik unmöglich ist, ein vollständiges Ge-
sez über die Rechte der tmehlichen Kmder, und insbe-

sondere über das, was -sie-cheim Tode ihrer Eltern
ohne kestamèntWe Verfügung zu fodern ha-ren, abzu-

fassen, da bke -verschiedenen Civ-l - Gesezbâcher in
fzelvetien die Ordnung der Erbfolge und dle--Rechw

à unehlichen Kinder äußerst verschieden bestimmen;

es nichts desto weniger einstweilen bis nach der W-.
sassung eines allgemeinen Civil- Gesezbuches leicht ist,
d-e Regeln zu-bestimmen, welche dem Staat die um
ehlicheu Kinder zusichern., uüd die gransamen Gesetze
umstürzen sollen, die den Urhebern ihres Lehens ver--
b-oren, für ihre Bedürfnisse zu sorge ;

Hat der grosse Rath beschlossen:
1) Dem Stand eines, ausser der Ehe gebohrnen

Kindes hängt gar kein Schandflecken an.
2). Solche unehlichen Kinder gemessen ohne Aus?

nähme alle bürgerlichen und politischen Rechte, die je-
dem andern Bürger zukommen^

3)..Gie können desnahen sich verheurathen, und
ein Testament machen, ohne eine besondere Erlaubniß
dazu erhalten zu haben.

4) Eben so sind sie fähig/alleswas ihnen durch
Testament, Kodizill oder irgend eine a-were Schenkung
gegeben wird, anzunehmen.

5) Es ist den Eitern der ausser der Ehr gebohrnen
Kinder erlaubt, ihnen durch Testament, Kodizill oder
jede andere Schenkung denjenigen Theil ihres Vermo-
gens zu überlassen, über weichen sie nach den Gesetzen
ihres Orts zu Gunsten von Personen verfügen können,
die nicht ihre gesezlichcn Nachkommen sind.

6) Durch gegenwärtige Bestimmung ist ausdrüklich
jedes ihr zuwider verfügende Eeftz oder Gewohnheit
aufgehoben.

Die Gesetze, welche die unehlichen Kinder von
der Erbfolge ihrer Eltern oder anderer Anverwandten
ohne restamentliche Zusichcrung .ausschließen, bleiben
nicht destoweniger in Kraft.

8) Da die Vorschriften, welche hier fesigesezt sind,
genugsam die Rechte der unehlichen Kinder bestimmen,
so ist jedes Legitimations - Begehreu uimöthig, und
wird.als solches verworfen.

Da verjchiodeue Abschnitte des MumWalöefchlus
.ses vom Senat verworfen worden, so-weißt die
Versammlung.dieselben in die Kommission zurük.

Iomini trägt darauf, an eine. Komm-sswn zu

ernennen, welche untersuche was eigentlich d'.e Bei-
dürsnisse der R publik seyen, und ob sie Opssr von
Sette der Geftzgeber-foedern. Knhn fodert Drichss
lichkeitserklärmtg. Carti-eL wioersezt sich Joiniuis
Antrag, weil man gestern über den gleichen Gegenstand
schon abgesprochen hat, und es ein wahrer DÜbstahk
an der Zeit ist, immer solche schon verworfene Antrage
wieder zu erneuern. — Lärm und Ruf ums Wort
und um Abstimmung. Man geht zur Tagesöldr.ü.ng-

Egg v Ellikon soderl daß man die Munich
palitànkommission bestimmt beauftrage, ein Gutacw
reu übe;- die Frage vorzulegen, was eigentlich Ane
mHnde ftp, weil der Senat hauptsächlich der.Unlch
stlNlmthcü d-cies Dortes wegen so häufig unsre Mu-
lMpüytätsbeschlüsse verwerft. Secre tay bôài'kk,
daß dieser Autrag schon einmal, mit der Tässesorch
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"agesuung abgewieseh wurde, und fodert auch sezt

orbnuUg, weiche angenommen wird.

Nachmittagssitzung.
Dir Mitglieder der Schissleutezunft in Solothurn

federn Aufhebung des Sequesters, welchen das Direkt
torium auf ihr Zunftgut gelegt hat, und anerbieten
dagen 8-?oo Franken auf den Aitar des Vaterlandes
zu legen und eben so viel für Erziehungsanstalten zu
verwenden.

Rnce fodert eine Einladung an das Direktorium,
um uns die Gründe dieses Sequesters anzuzeigen-
Carrier bemerkt daß die Theilhaber dieses Zunfts
guts nur die aufgeschwollenen Zinsen vertheilen woll-
len, und da den Züncherischen Zunftgütern kein Se-
quester aufgelegt, sondern nur die weitere Veriheilung
eingestellt wurde, fo begehrt er Aufhebung dieses Se
questers Escher ermnert daß bei Anlaß der Zunft-
gürervertheiiung in Zürich «nc Kommission nieoerge-
sezt wurde, die sich über alle Zunftgütcr Helveticas
beschäftigen soll, daher begehrt er Verweisung dieser
Bittschrift an diese Kommission. Ackermann stimmt
ganz Escher und Cartier bei. Graf unterstüzt vor
allem aus Nuce, der auf seinem Antrag beharret. Auch
Cartier beharret, und wlbersezt sich der Weisung an
eine Kommission. Zimmerman» stimmt ganz Nuce
bei, dessen Antrag ang-nommen wird.

Drei Ausgeschossene der Gemeinde Salmen, Abrunt
und Schemen, begehren die Aushebung des Beschluß
scs des Direktoriums, welcher die Bezahlung der
Grundzinse für dieses Jahr verordnet. Auf Acker-
manns Antrag geht man zur Tagesordnung, begrün-
bet auf das schon hierüber crlaßne Gescz.

Joseph Imgrüc von Rußwyl im Kanton Lu-

zern, fodert daß seine Frau zur ehelichen Pflicht er-
mahnt, und ihm wieder zugestellt werde. Nuce denkt
die Sache gehöre ganz den gewöhnlichen' Richtern zu,
und fodert daher auf dieses begründet die Tägesord-
nung. Cartier bemerkt daß über diesen Gegenstand
eine Kommission vorhanden ist, und fsdert Verweb
sung an dieselbe Wyder denkt die Kommission sey

Uns Versehen erncinm worden, d-cher fodert er Tages-
Ordnung. Arb stimmt Cärkstr bei. Huber stimmt
Mich zur Tagesordnung welche angenommen wird.

z.r Schullchrer ans dem Distrikt Morsee im Le-

man, fodern bessere. Besoldung mib stnachcn wichtige
Bemerkungen über die zweckmäßigere Einrichtung des
öffentlichen Unterrichts und besonders dir-Ddiffchu-
Zen Guter fodert Verweisung an die Unrrichtscom-
mission. Graf folgt, und bittet um beschleunigte Ar-
h.e,t dieser. Kommission. Dieser Antrag wird ange
ttommen. -v "

Die Gemeinde Dèttests im Distrikt Milden'bê?
gehrt die Abschaffung' verschiedene? .herrschaftlkchcr iäumderische Beschuldigungen zu rechtfertig n, und die

Gefalle. Ackerinamu flodèrt-Tàgèsordffussg, VegiBnschwachen. Uebcrreste fesues Vermögens zusammenzu-
det astf dao Gesezl Hub 5? einfache Tagesordnnng.Pbringen, doch wünscht'er noch eher einen Erlaubniß,'

.Sebastian. Meyer in Altstätten, der schon
28 Jahr in Helveticn wohnt, fodert das helvetische
Bürgerrecht Auf Sekret ans Antrag geht man
zur Tagesordnung, begründet auf die Konstitution.

Einige Bürger von Wengg! im Kanton Bern kla-
gen über häufige Aufkündigung ihrer entlehnten Kapft
tasten, und bitten um Schuz gegen ihre Gläubiger
Huber fodert Tagesordnung, weil man unter de?
neuen Regierung wie unter der alten seine Schulden
bezahlen muß. Wyder folgt ganz Hubern. Aug"
spurger fovert Verweisung an das Direktorium,
weil diese Eintreibung durch Wucherer betrieben wird.
Kühn folgt Huben,, weil die Schuldner durch dke

Berner Gesetze sehr zwtkmWg gegen übertriebene
Foderungen gcschüzt sind. De sloes stimmt ganz
Hubern bei. Eecre tan folgt such, und wundert
sich wie man eine solche Bittschrift, die alle bürgerliche
Ordnung umwerfen könnte, unterstütze. Michel
folgt auch, obgleich er mit diesen bedrängten Bürger«
Mitleiden hat. Legier stimmt des Credits der Na?
tion wegen auch bei. H über beharret aufs neue
auf der Tagesordnung, welche angenommen wird.

Fr. Xav. Hübscher, Weltpriester in Nieder?
schöngau im Kanton Luzern, fodert daß die Gesetze in
einem deutlichern und faßlichern Styl abgefaßt werden.
Nuce freut sich über diese schöne Bittschrift, und
wünscht daß wir mehr Deutsch und besonders Schwel»
gerdeulsch m unsern Gesetzen sprechen. Er dankt dem
Verfasser dieser schönen Schrift. H über freut sich
auch über diesen Geistlichen der eine so schone Bitt»
schrift einsandte, und will ehrenvolle Meldung erklär
cen, aber er sieht die größte Schwierigkeit dieses Gft
gensîaàs, um der verschiedenen Spracharten willen,
die in Helvttien statt haben: um die größte Sorgfalt
hierüber zu bewirken, will er daß man zwei Redaktions-
secretaire anstelle, die auf alle Redaktionen mit Sorg«
fait wachen. S ntcr findet dieser Bittsteller hccke

uns nun einmal klar Wasser eingeschenkt; er stimmt
zur ehrftwollen Meldung, und wünscht daß wir alle
Helöetier einladen uns mit Freimüthigkeit ihre Ger
danken mitMheilen. Graf folgt, und bezeugt daß
er eine ganze Woche unter uns saß, ehe er uns ver»
stand: und wünscht daß diese Bittschrift dem Direft
torium zu sorgfältiger Benutzung zugesandt werde.
Wyder folgt, und giebt das beßte Zeugniß dem Pqi
kciotisttiuS dieses Geistlichen: er stimiitt besonders
Hubern bei. C a p a ni widersezt sich der ehrenvollen
Meldung, und fodert Tagesordnung', weil das Volk
die Frciheitssprache lernen soll. Die Ehrenmeldung
wird erkannt.

Oberst Wyß von Bern, gewesener Landvogt.m
Lricens fodert einen Paß um in die Schweiz zuruft
kommen zu können, um sich gegen verschiedene vcr»



schein noch zwei Jahre außer Hesvetien bleiben zu dür-
fen. Mlchei glaubt man sey schuldig dem Obrisi
Wyß den Weg ju seiner Rechtfertigung zu öfnen.
Nuce fodert eine Kommssion zur Untersuchung die
ses Gegenstandes, weil die Volksstimme welches die
Stimme Gottes ist, wider diesen Bittsteller ist. Custor
will zur Tagesordnung gehen, weil die Sache selbst
richterlich ist, zugleich aber fodert er Verweisung an
den Senat. Koch denkt man könne Niemandem die
Rechtfertigung versagen, was aber den Paß selbst be

trift, so gehört diese Foderung dem Direktorium, dem
er die Bittschrift zuweisen will. Hub er fodert über
dieses politische Camäleon die Tagesordnung. P a n
chaud folgt Koch. Gap a ni stimmt mit Veracht
tung zur Tagesordnung. Wo der und Zimmer
m a un stimmen ganz Hubern bey. Man '

geht zum
Abstimmen und zur Tagesordnung.

Sieben alte Soldaten von Arburz begehren Un
terstützung in ihrem brodlosen Zustand. Matti so,
dert eine Untersuchnngskommissioit. Ackermann
fodert Verweisung ans Direktorium. Nuce unter
stüzt Ackermann, dessen Antrag angenommen wird.
Gap a ni fodert Vertagung. Graf folgt Gapani.
Escher sagt, Federungen um Unterstüzung gehören
vor das Direktorium und nun weil diese aiten Soll
daten unsern Geschäftsgang nicht kennen, und sich an
uns wandten, sollten wir zur Tagesordnung gehen?
nein, wir sollen die Bittschrift dem Direktorium ein?
senden. — Man geht zur Tagesordnung!

H s. Iost von Oberwerrhhof im Kanton Bern,
fragt wohin er sich zu wenden habe, um die Entscha
digung für seinen veriohrnen Zehnden zu fodern. Man
geht zur Tagesordnung.

Die Gemeinde Oderormond im Leman anerbietet
sich die alten Abgaben statt der neuen zu bezahlen.
HHan geht zur Tagesordnung

Dw gleiche Gemeinde so wie auch Unterormond
fodern Munijtpalitattn und Friedensrichter, und wün-
scheu zugleich daß die Hyporhekenreglster den Muni-
tipaittalen zur Besorgung übergeben werden. Diese
Bittschrift wird den beiden sie betreffenden Kommis
fionen zugewiesen.

Die Gemeinde Unterormond klagt, daß sie kein
Gels habe zu Bezahlung der zwei vom Tausend, und
begehrt daß die Armengütcr von dieser Steuer ausge«
nom neu seyen. Seer elan sagt, die wahren Parri-
«ten haben immer Geld wenn das Vaterland solches
bedarf, daher fodert er Tagesordnung, und in leztcrer
Rüksicht begehrt er ebenfalls Tagesordnung, begrün«
bet auf das Gesez welches die Armcngüter ausnimmt.
D e slo e s stimmt bei. W yd er fodert einfache Ta-
aesordnung über beide Gegenstände, um dem Senat
seit zu ersparen. Secret an beharret und bezeugt,
daß es nicht nothwendig sey solche motivirte Tages-
»idiüngen dem Senat zur Genehmigung zuzusenden.
Zstsce bezeugt daß sehr leicht der Fall des ganze»

zio

Geldmangcls vorhanden seyn könße, und begehrt daß

auch Zahlung in Lebensrnitteln angenommen werde.
Se er e tans Antrag wird angenommen.

Die Gemeinde Altstätten im Kanton Zürich macht
Bemerkungen über die Dämme in der Limmath- und
fodert B ibchaltung ihrer alten Rechte über Fische-
rei. Rellstab fodert Tagesordnung. Knhn b qehrt
Verweisung an die Fischerrechtskommission. Dieser
Antrag wird angenommen.

Die Gemeinde Hombrechtikon im Kanton Zürich
macht Einwendungen aegm die Friedensbeznke. gegen
Aufhebung der Ehhaften und gegen das Aaflagcnch-
stein, und wünscht daß den Muiiizipalitâten einige
Civil und Polizeigewalt gegeben werde. Auf K ul> n s
Autrag wird diese Bittschrift der Munizipalitätcnkom-
mission zugewiesen.

Die Gemeinte Chily und Wüflans im Leman
begehren, daß kein Theil des Leman von der helveti-
scheu Republik abgerissen wcrdeä Man geht zur Tages-
ordnnng, begründet auf die hierüber schon erlaßne Er-
Wrung.

Die Unterstatthalter und Distrikrsrichter von Men-
dris fodern etwas Geld anfRechnung ihrer Besoldn»-
gen. Diese Bittschrift wird an das Direktorium ge-
wiesen.

Der Agent und einige Beamten von Lachen macheü
Einwendungen wider die Vertheilung ihres Gcmcind-
guts. Diese Bittschrift wird der hierüber niederg«-
seztcn Commission zugewiesen.

B- Schaller von Pfafenhoftn im Departement
des Niederrheins in Frankreich übersendet ein Bar-
diet auf den General. Schauenburg. Auf H üb er s
Antrag wird dasselbe dem Büreau übergeben.

Die Munizipalitat von Altdorf im Kanron Wald-
statten fodert, daß die Pfarrer wie bisdahin von den
Gemeinden und nicht von den Verwaltungskammcrn
ernannt werden. Wyder fodert Perucisung an die
Commission, welche hierüber niedergcsezt ist. Basler
folgt dieser Verweisung, hoft aber, man werde den
Gemeinden ihr Recht nicht nehmen wollen' Dieser
Antrag wird lebhaft untcrstüzt und die Bittschrift in
die Commission gewiesen.

Joh. Alder von Küßnacht im Kanton Zürich
begehrt im Namen seiner Frau, seiner Schwiegermut-
ter und dieser ihrer Schwester, daß diese beiden lezwrn
ihr Vermögen testamentlich der erstem, welche unch-
lich gcbohren wurde, aber die einfache Legitimation
erhalten hat, vermachen dürfen.

Fierz fodert, daß man dieser Bittschrift ent-
spreche. Custor sodrrt Verweisung an die hierübcr
schon beauftragte Commission. Hub er stimmt Cu-
störn bei, in der Hoffnung, daß die Commission bàl-
dest einen Rapport mache. Hecr,etan folgt und
verspricht baldige« Rapport.



Grosser Rath, 5. Deceember.

Präsident: Pellegrini.
Neu k 0 m erhält auf Begehren für 14 Tag Urlaub.
Escher im Namen der Münzcommission trägt

den Entwurf zu einem Gesetzesbeschluß vor, welchem
zufolge das Direktorium beauftragt wird, theils aus
den im Nationalschaz vorhandnen verschiedenartigen
altschweizerischen Scheidemünzen, theils aus neuem
Metall, nach dem schon im Juli bestimmten Münz-
fuß, ein Batzen, zwei Kreuzer und ein Krenzerstücke
nach einem durch den gleichen Vorschlag bestimmten
Stempel, auszuprägen. Akermann fodert, daß
auch noch 1/2 Kreuzerstücke geprägt werden. Escher
vertheidigt das Gutachten, weil noch eine hinlängliche
Menge ganz kleiner Scheidemünze im Umlauf ist.

Zimmermann folgt Eschern, weil diese ganz kleinen
Münzen vortheilhafcer nur aus Kupfer ausgeprägt
werden. Kühn folgt ebenfalls, weil wann diese
kleinen Münzen auf den gleichen Fuß ausgeprägt wer-
den wie die grossem Scheidemünzen, dieselben sogleich
ausser Lands gehen. Akermann zieht seineu Antrag
zurük und das Gutachten wird einmüthig angenommen.

Die beiden Gutachten über Archive und Biblio-
theken der gesezgebenden Rathe werden zum zweiten
mal verlesen. Sie sind folgende:

Bürger Repräsentanten!
Wann es in Helvetic» hell werden soll, so muß

das Gesez sprechen es werde Licht!
Wie rein und wirksam nun dieses Licht sey, wie

wohlthatig es für das Vaterland werden soll, hangt
don der Erleuchtung der Gesezgever ab. Diese sind
also verpflichtet keine Quellen unbenuzt zu lassen, ihre
Erfahrungen zu berichtigen, und zu dem gleichen
Zwek ihren Nachfolgern, die gesammelte geläuterte
Schätze der Nakionalweisheit sorgfältig geordnet zu
bewahren und zu hinterlassen.

Die Originaldokumente der Gesezgebung, der ge-
sezlich ratificierten Verkommnisse, sind gleichfalls so

wichtige Nationalschatze, daß es dringende Pflicht des
Gesezgebers ist, dieselben unter der unmittelbaren Auf-
ficht der gesezgebenden Räthe zu behalten.

Um nun bald und mit Sicherheit die Gesetze über
diese so wichtige Gegenstände studieren, und Luercr
Berathung unterwerfen zu kennen, schlägt Euch Eure
Kommission über die Bibliotheken und Archive vor,
folgende Beschlüsse an den Senat zu senden:

I.

Der grosse Rath an den Senat.
In Erwägung, daß die gesezgebenden Rathe keine

Mittel verabsäumen sollen, die Arbeiten der Gesezgè-
bec zu erleichtern uu', zu vervollkommnen.

In Erwägung, daß die Urkunden der Gesezgebung
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und der Traktaten der Nation unter die unmittelbare
Aufsicht der gesezgebenden Rathe gehören;
hat der grosse Rath nach erklärter Urgenz, beschlossen :

1) Es soll ein Nationalarchiv und dabei eine clas-
fische Bibliothek der Gesezgebung errichtet weroen;
diese beiden Anstalten sind zum gemeinsamen Gebrauch
der gesezgebenden Rache bestimmt.

2) Das Nationalarchiv wird enthalten:
1. Die Urkunde der Konstitution und die Urkun-

den der Gesetze.
2. Die Verhandlungen der gesezgebenden Räthe.
Z. Die Urkunden der Tractate», welche die Na-

tion verbinden.
4- Die Register aller besondern und National-

archive.
5. Die Urkunden aller grossen inländischen und

auswärtigen Nationalbesitzungcn und die
Verzeichnisse aller in den übrigen Archive«
der Nation vorhandenen Urkunden.

6. Die Zeichnungen der Münzenstempel.
7. Die Zeichnungen der Nationalfiegel.
8. Alle diejenigen hieher gehörigen Gegenstände,

welche die gesezgebenden Rache, darein nie-
derzulegen decreneren werden.

3) In die Bibliothek der Gesezgebung werde«
aufgenoinm.» werden:

1. Alle classischen Hauptwerke, Elementarbücher
und Wörterbücher der Wissenschaften, wel-
che mir der Ecsezgebnng in Verbindung sie-

Heu, besonders historische, geographische
u. s. w.

2. Alle das Vaterland betreffende Schriften.
z. So viel möglich alle unmittelbar die Gesez-

gcbung und die allgemeine Staatswissen-
schaften verhandelnde Werke.

4) Jeder Rath wird einstweilen einen Commissar
aus seinem Schooße ernennen, der die Aufficht übcr
die ersten Einrichtungen für diese Gegenstande haben
Wird.

5) Keiner dieser Commissare kann ohne Zuzug des
andern nichts einzcln behandeln noch beschließen.

6) Wann diese Commissars neue Ankaufte oder
Einrichtungen nöthig finden, so soll der Commissar
des grossen Rathes demselben solche vorschlagen; —
der Senat wird sodann nach angehörtem Bericht sei-

nes Commissars übcr diesen Gegenstand, den Besissl ß

des grossen Raths entweder genehmigen oder verwerssen.

kl.

Der grosse Rath an den Senat.

In Erwägung, daß es durchaus nochwendig ist,
bis endliche OrgaM'sationsgewtze über dass National-
archiv und Bibliothek der gesezgebe-den 'Räthe dccre-

tiert werden ftnneii, vorläufige Einrichtungen zu wehen;



hat der grosse Rath nach erklärter Argen; beschlössen: z bieten würden,^ werden wir dSvn Concurrenz'mit am-
'dcrn F?bo ka.ttcn hqice» könne»«/ die dieses »vohlfsileI) Es sott den Cvmmissaricn des Nationalarchivs wu>,. u.,.ö gon- li«sivt darin w-cl»

und der Bibli-chek der gebenden Rache, à Crediti^èâN^
Hon 4000 Fr. bei dem Nalionaisihazamt er ffnet wer-
den, um die nothwendige!! und zwekmaßigm Ankaussd
besingen zu l nnen.

2) Es sotte» von allen Arten Schriften, welche
in Heioetien gedenkt werden, vier Exemplare^ in die
Bibliothek von den Herausgebern abgeliefert werden.

3) Die Kommission des grosse:: Rathes ist bevoll-
machrigt mit allen denjenigen unmittelbar ig Brief-
Wechsel zu treten, welchen Zitterarschatze anöerwaut
sind, die der Nation geh ren oder zufallen könnten;
diese sotten gehalten seyn dieser Commission'alle Er-
lamerungen und KMntnisse z verschaffen,, welche sie
im Fall seyn könnte, ihnen abzufodern.

4) Diese Commission ist gleichfalls b'egwaltiget,
durch den Weg des Vollzichungsdirektoriums mit Aus
wartigen in Correspond«!; zu treten.

Herzog y. Es. fodert bestimmt Tagesordnung über
Bikwwrs Antraa, weil wir durch Hemmung der Ein-
fuhr des ch'nglislwn Baumwollengarns nicht nur die
SpinweKi'en, sondern den ganzen Handel mit Kaum--
wMenn'ch.wn in H.lverien stiren Mrden. Man geht
zur Ta-wsordnung.

Cap a mi fodert den Rapport über die Einchji-
lnNg He! etiens, dennitdasi Volt'endlich über diesen
Gegenstaud und die darüber verbreiteren Gemchre be--

ruhigt werde und nicht mehr die ehrgeizigen Absichten
êines Theils der Versammlung.... îerm und R-ft
zur Ordnung! — Da der Beauftragte der Eimheie
tung'scommissio» erklärt, daß er das Gutachten nicht
bei- Handen habe, so bittet der Präsident die das
Won begehrenden Mitglieder ssiesis Geschäft nun heute

nicht mehr zu berühren. Man geht zur Tagesordnung.
Das erstere Gutachten wird sogleich in Berathung! Koch im Namen der Friedensrichterkommission

genommen. Kühn mitcrstnzt mitviclcm.Bcrgnügen die-;bemerkt, daß die Versammlung bei der iezten BeHand-
sesGmachm:, weil er schon lange dasBedürfniß so vie-!lung dieses Gegenstandes zwei Grundsätze festjezte,
ler Hilfsmittel ftchw, die fur unsre gescz.Pberischen Ar-;welche die-Zwekmasiigkeit dieser sonst so wohlthätigen
Seiten wichtig such : mir wünscht er, daß: die cheidem,Einrichtung"Aànzlich hinderten: denn wenn wir jeder
Gegenstände, Archiv und Bibliothek getrennt und alsjUrvcrsammlung eincss Friedensrichter geben, so wer-
abgesonderte Beschlüsse dem Sen et mitgetheilt-werden/den wir hierzu in äsin Gemejnden Manner erhalten,

- Ni» Nî» «m.»»,I wirvtiaen Amtund daß bie Commission noch einen Entwurf über die
im Archiv einzuführende Ordnung vorlege, weil in
einem einmal eingerichteten Archiv die Anordnung nicht
mehr abzuändern ist. S p e n gle r will das Gutachten
nur dann annehmen, wann diese Bibliothek aus den
schon bestehenden Nationalbibliotheken hergenommen
werden soll, weil die Republik nicht im Fall ist jezt
eine neue Bibliothek anzulegen. Kühn vertheidigt

ie. nicht'Fähigkeiten genug zw diesem wichtigen Amt
esitzen, und denen besonders nicht die ersten Umersu-

die
besitzen,
chungen in Criminalfallen anvertraut werden dürfen,
welche eine zwekmaßige Prozeßform von einer ahnn-
chen Behörde fodert, und w r würden asso gezwun-
gen noch eine neue Beamtung für öie/ew Gegenstand

zu erWahlen: zudem wie schwierig ist es in einer Ge-

meinde einen Mann zu finden, der das allgemeine Zu-
das Gutachten, weil cs hier nicht um eine allgemeine! trauen aller allfáhlig vorhandenen Pariheien be,«zt.

Bibliothek zu thun ist, sondern nur um eine Bibliothek häufig also wird der Fall eintreten, daß die streitenden
- " ^welche den Mitgliedern der Gesczgeb mg die nöthigen/Partheien nicht das

Hilfsquellen für ihre eigentlichen'Arbeiten zu liefen/Friedensrichter haben
hat. H über bemerkt gegen Ku.hns ersten Antrag,
saß die Commission erst die anerkannten Grundsätze
haben muß, ehe fie mit frechem Much über die nähern
Umstände des Ganzen arbeiten kann: gegen Spenglers
Bemerkung stimmt er Kühn bei. Das ganze Gutachten
wird angenommen.

Auch das zweite Gutachten wird cinmüthig gc-
nehmigt..

Billeter begehrt, daß das Direktorium eingc-
laden werde in Nnksichl des englischen Baumwollen-
garns sorgfältige Untersuchung anzustellen, weil durch
den Gebrauch desselben die hausigen Spinner in unsrer

Republik verdienstlos werden. Cjapani fodert Hin-
legung dieser Motion aufs Bürechi. Secretan bit-
tet Billetcr seine Motion zurükchnchmen, indem sie

erftderliche Zutrauen zu ihrem
wodurch dieser seinem Endzwck

zu cnt precheu ausser Stand geftzt wird: und da durch

den gleichen lezten Beschluß der Versammlung die

à womenFriedensrichter keine Beisitzer haben sollen, wie women
wir in unsrer neuen Republik einem einzigen Mann
das Recht geben unbedingt über irgend einen '/ cirag
abzusprechen und dadurch die ganze Gememde. ocr

Willknhrlichkeit eines Menschen preist geben ss haben
aber die Friedensrichter nicht das Recht unbedingt
über irgend einen Betrag abzusprechen, so werden ne

weitaus in den meisten Fallen unnüz seyn und chrcn

eigentlichen Endzwck, kleine Streitigkeiten'zu schlichten
nicht erreichen; denn bei den meisten kleine» Streitig-
leiten ist es nicht der Werth dkr im Streit liegenden
Sache selbst, der denselben so oft zu einem kostbaren
Prozeß anwachsen macht, sondern persönliche Erbit-

von der Art ist, daß sie nicht vordem Rath behandelt wrung und Etarrkcpfigkeit verursachen diese.

werden kann, denn wenn wir auch dieses Garn ver
1

(Die Fortsetzung solgtch
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Aber gerade diese Leidenschaften sind es auch, welche
sich meisteus einem gütlichen Vergleich widersetzen wer-
den: hat allo der Friedensrichter nicht das Recht über

solche Zwistigkeiteu unbedingt abzusprechen, so ist er auch

nicht im Stand der Prozeßsucht und allen üblen Folgen
derselben Einhalt zn thun, also wird durchaus erfodert,
daß die Friedensrichter eine gewisse Competenz erhal-

ten, und um ihnen diese anvertrauen zu dürfen, daß

man ihnen Beisitzer zugebe. Allein sie sollen auch zu-
gleich grössere Streitigkeiten vergleichen, und hierzu
ist ein Mann ausser der Gemeinde, wegen seiner meh

rern Unpartheilichkeir weit fähiger als ein Bürger der

Gemeinde, wo der Streit liegt, und wenn ein solcher

Schiedrichter noch Beisitzer hat, die das Zutrauen der

streitenden Parteien haben, so wird der Endzweck des-

selben noch leichter erreicht. Bedenken wir endlich,
welche Kosten es veranlassen würde, in jeder Urversamm-
lung einen Friedensrichter zu haben, so werden alle

obigen Gründe wieder unsern lezten Beschluß so sehr

verstärkt, daß Euch die Commission anräth denselben

zurükzunehmen.
Capani dringt neuerdings darauf, daß das

Gutachten über die Eimheiiung Helvctiens behandelt
werde und will durchaus nicht den Friedensrichtern
den Vorzug geben, weil er wohl weiß, daß dieser Vor-
zug in einer gewissen Gesellschaft verabredet wurde.
Koch erklärt, daß er weder gewisse Gesellschaften
kenne, noch solche Verabredungen, und da etwas n icht
behandelt werden kann, was nicht vorhanden ist, so
fodert er aufs neue Tagesordnung über Capanis An-
trag. Man geht wiederum zur Tagesordnung.

Cartier unterftüzt die Mitnahme des leztern Be-
schlusses über die Friedensrichter. Carmintran will
über diesen Gegenstand nicht eintreten, weil man nur
Zeit damit verliere. Secret an bemerkt, daß man
mit der heutigen Behandlungsart am meisten Zeit ver-
derbe und daß die Frlcdensrichtereinrichtung eine der
wichtigsten und dringendsten ist, die zur Organisation

der Republik gehört, daher fodert er schleunige Bee
Handlung dieses Gegenstandes. Dieser Antrag wird
angenommen.

Bourgeois sägt, Erleichterung des Volks sey
immer sein Compaß, daher freute er sich über die
Verwerssung unsers Beschlusses vom Senat: er hatte
den Beschluß dem Vortheil des Volks und selbst der
Volkssouverainitat zuwider gehalten: allein in der
Commission wurde er eines andern belehrt und stimmt
nun mit Freuden unter den gehörigen Bedingungen zu
den neuerdings von der Commission vorgelegten Grund--
sàtzen : seine Bedingungen bestehen in der Verkleinerung
der Bezirke, in der Bestimmung dieser Bezirke durch
die Gesezgebung statt durch die Vollziehung, und daß
die Friedensgerichte wechselweise in den verschicdnen
Gemeinden eines Bezirks gehalten werden und endlich,
daß die Beisitzer auch eine kleine Competenz erhalten.

Billeter erklart, daß er vom Distriktsgericht
Meilen eine Vorschrift erhalten habe, die von diesem
Gegenstand spreche; er fodert, daß wann diese Bitt-
schrift nicht diesen Morgen verlesen werden könne,
man sie der Commission zur nöthigen Erdaurung zu-
weise. Car rard stimmt Bourgeois Bemerkungen
bei, erklart aber, daß dieselben gegenwärtig, da nur
von den ersten Grundsätzen dieser Einrichtung die Rede
ist, nicht behandelt werden können: über das Gut--
achten selbst stimmt er ganz Koch bei, besonders dem-
jenigen Grundsaz, daß der Friedensrichter die kleinen
Streitigkeiten unbedingt ausmachen und die übrigen
vergleichen könne, und daß um dieses zu bewirken,
den Friedensrichtern, wenn man nicht kleine Despoten
aus ihnen machen will, Beisitzer gegeben werden müft
sen. Um diese Grundsatze zu verwerfen, habe man
iezchin die Friedensrichter mit den ehemaligen Lagd-
»vgten verglichen; aber was waren die Landvögte:
Menschen, die durch eine Heurath und ein Loos zu
Richtern gemacht wurden, und hier haben wir vom
Volk gewählte abänderliche Richter! kurz entweder müft
sen wir auf die ganze Einrichtung der Friedensrichter
Verzicht thun oder die vorgelegten Grundsätze annch-
men, und daher stimmt er zur Zurüknahme des leztea
Beschlusses.

Nell stab kann glicht beistimmen, weil KP ak«M,



bast die Fnedensgerichte nur Prozesse veranlaßen und
vermehren wurden: er wünscht, daß jede Gemeinde
einen Friedensrichter habe, der nur Vermittler nicht
Richter sey und keine Besoldung vom Staat, beziehe.
Cr fodert also Tagesordnung über Kochs Antrag und
begehrt, daß die Commission nach den schon beschloß-
neu Grundsätzen arbeite. D e slo e s stimmt Koch und
Carrard bei "und fodert Abstimmung. Custvr folgt--
Akermann erklärt, daß er seine Gedanken nicht so
geändert habe wie Bourgeois und Custor, weil cr
durch die Friedensgerichte eine Instanz mehr für alle
Prozesse entstehen sieht, und solche herumreisende Ge-
richte zu kostbar würden: auch halt cr die Einrichtung
solcher Gerichte für konMultionswidrig und verspricht
einen baldigen Rapport über Verminderung der Ee-
richtskosten, welches dann die Disiriktsgerichte zu kei-

neu so kostbaren Richtern machen würde: Er stimmt
also Nellstab bei> und will in wichtigen Sachen den
Friedensrichtern Beisitzer geben. Jomini folgt Koch.

Z i m m e r m a n »bemerkt, daß bei derzahîlosen Men-
ge von Friedensrichtern, die man nach unsrem lezten
Beschluß haben müßte, man nicht auf ganz tüchtige
Richter zählen und ihnen keine Compctenz geben konnte:
und da diese Richter durchaus besoldet werden müssen
und es ganz gleichgültig ist, ob dieß vom Staat oder
von den Gemeinden geschehe, weil immer jeder Bür-
ger zahlen muß, so würde der Staat aufs neue sehr
belastet; und wahrlich in unsrer Republik ist Oekonomie
eine wesentliche Rükstcht; daher laßt uns doch eher
nur Fnedensgerichte in ganzen Bezirken statt dieser
Menge Friedensrichter annehmen, welche aufs neue
den Lokalirâtsgcist befördern und unterhalten würden,
weil sich durch dieselbe wieder jedes Gemeindchen für
eine ngenc Republik ansähe. Er stimmt also Koch bic.

Fizi bittet dringenst um Beibehaltung des Be-
fchlusscs, weil es im ehemaligen Canton Appeuzell In-
nerrhoden leicht Unzufriedenheit veranlaßen könnte,
wann wir bloße Fnedensgerichte anordneten.

Trösch glaubt es sollte eigentlich jeder Bürger
Helvctieus ein Friedensrichter seyn; da aber dieß noch
nicht der Fall ist, so will er jedem Distrikt nur einen
Friedensrichter geben und in jeder Gemeinde 4 Bei-
sttzer wcchlen lassen.

Fierz glaubt die Friedensrichter bekommen so
viel Arbeit, daß sie nicht unbesoldct seyn können; er
stimmt daher ganz Koch bei.

B a g gi stimmt Koch bei.
Anderwerth glaubt, es sey nur darum zuthun,

in jeder Gemeinde einen Mann zu haben, der das
Zutrauen hat und die kleinen Streitigkeiten vergleichen
kann; er fürchtet die Fnedensgerichte kosten den Staat
zu viel: d»ch will er ein Mittel treffen und in jeder
Gemeinde einen Beisitzer an das Fricdensgericht wäh-
len lassen und diesem eine kleine Compctenz geben:
Er stimme' also auch zur Rüknahme des Beschlusses.

I »der m at bemerkt, daß wenn auf jede Gemeinde

em Friedensrichter erwählt würde, doch nicht 700»
herauskamen wie Koch angab; allein da man diesen
Friedensrichtern einige Competcnz geben muß, so
stimme er zur Rüknahme des Beschlusses und vereinigt
sich übrigens mit Anderwerth.

Lacoste sagt, was zu viel vervielfältigt wird,
verliert seinen Werth, daher stimmt er ganz und mit
Freude Koch bei.

Der Beschluß, daß keine Friedensgerichte und in
jeder Gemeinde ein Friedensrichter seyn soll, wird mit
grossem Stimmenmehr zurükgenommen.

Der vom Senat wegen fehlerhafter Abfassung
verworfne Beschluß über die Ausgewanderten wird
dem Bureau zur Verbesserung übergeben.

Nüce fodert, daß es dem Landmann freigegeben
werde, die zu bezahlenden zwei vom Tausend in Le-
bensmittel zu liefern, weil viele Gegenden Helvetiens
ganz von Geld entblößt sind. Bourgeois stimmt
nn Allgemeinen Nüce bei. Zimmermann will die-

Aiurag bis morgeu zur sorgfaltigen Untersuchung
aufs Büreau legen. Cartier fodert Dringlichkeits-
crklarung und Verweisung an die Commission. Koch
glaubt, dieser Antrag könne als Finanzgegenstand nicht
behandelt werden, und bittet also Nüce das Direkte-
rium von dem Geldmangel so vieler Gegenden zn
unterrichten, damit es uns eine Einladung darüber
mache. Secretan stimmt Cartier bei, und glaubt
solche Ausübungsmaaßregeln von Finanzgegcnständen
können auch von der Gesezgebung bestimmt werden.
Akermann stimmt Koch bei und fodert Tagesord-
nung. Nüce beharret eiftig auf seinem Antrag. Man
geht zur Tagesordnung.

Grosser Rath, 6. December.

Präsident: Pellegrini.
Cartier legt eine neue verbesserte Redaktion des

Auswanderungsbeschlusses vor, welche angenommen
wird.

Koch legt im Namen der Fricdensrichtercommisi-
sion folgenden Beschluß vor, welcher sogleich in Be-
rathung genommen wird,

Der grosse Rath
An den Senat.

§ 1. Jeder Distrikt Helvetiens soll in Bezirke
eingetheilt werdcnt

2. Diese Bezirke sollen nicht weniger Bevölkerung
als 1500 und nicht mehr als 3000 Seelen enthalten;
Gegenden ausgenommen, welche wegen ihrer bergich-
ten Lage nothwendig kleinere Bezirke erfodern.

3. Die Städte, die io°oc> Einwohner oder wem-
ger haben, machen nur einen Bezirk aus; die Städte
hingegen, deren Bevölkerung die Summe der 10000
Seelen übersteigt, sollen in z cei Bezirke abgetheilt
werden.



4' Die sämmtlichen Bezirke jedes Kantons wer-
ben mit fortlaufenden Nunynem bezeichnet. Sie heis-
sen ister, ater, Zter Bezirk u. s. w.

Z. Jeder dieser Bezirke soll ein Friedensrichter
und ein Frttdensgcrichr haben.

6. Das Friedensgericht besteht aus dem Friedens-
richter und zwei Beisitzern, welche aus der Anzahl der

Beisitzern, des ganzen Bezirkes für jeden einzelnen
Fall ausgewählt werden.

7. Die Anzahl der sämmtlichen Beisitzer hingegen
soll mit der Anzahl stimmfähiger Bürger des Bezirkes
in dem Verhältniß stehen, daß je aufdie volle Zahl vom
hundert stimmfähigen Bürgern ein Beisitzer gewählt
wird.

8. Jedes Friedensgericht hat einen Schreiber und
einen Weibel, die in Rükstcht ihrer Amtsverrichtun-
gen unter dem Befehl des Friedensrichters stehen.

§ 1. Jomini will diesem § beifügen, daß die
Gesezgebung die Friedensbezirke bestimmen soll, indem
er furchtet ohne diese Bestimmung konnte das Oirek-
tcri m sich diese Eintheilung anmaßrn. Carrard
bemerkt, daß das Recht diese Eintheilung vorzuneh-
men, von selbst der Gesezgebung zugehöre und will
also den § ohne Abänderung beibehalten. Cartier
will beifügen, daß das Gesez diese Bezirke bestimmen
soll. Custor will den § der Commission zurükweisen
und wünscht, daß auf eine gewisse Anzahl Aft'ivbürger
ein Friedensgericht ernannt werde.' Hu der anerkennt
das Recht der Gesezgebung solche Eintheilungen selbst

vorzunehmen: allein wann das Gesez die Bedingungen
dieser Eintheilung festsezt, so hat es keine Schwierig-
kcit die Ausführung des Gesetzes selbst dem vollzic-
henden Direktorium aufzutragen, besonders da dadurch
die Arbeit beschleunigt und sehr erleichtert wird, und
alle unsre Eintheilungen für einmal nur noch proviso-
risch sind und das Gesez bald alle Eintheilungen aufs
neue berichtigen und endlich bestimmen wird. Trosch
will jeden Distrikt in 2 Friedensrichterbezirke einthei-
len, und legt einen ganzen Gesetzesenrwurs hierüber
vor, den er der Commission zur Benutzung mitgetheilt
wissen will. Esche r unwrstüzt Hubern der Dringlich-
keit wegen, die die Einrichtung der Friedensrichter er-
fodett und wegen der Schwierigkeit, die eine solche
Detailarbeit in einer so zahlreichen Versammlung wie
der grosse Rath ist, nach sich zieht: man wird diesem
Autrag die Einwendung entgegensetzen, daß in den
Aschen mehr Lskalttktsremttniß vereinigt sey, als im
Direktorium, allein dieses wird stch die Vorschlage zu
vieler Eintheilung von den Statthaltern mittheilen
laßen, welche hinlängliche Lokatitatökemituisse besitzen
sollten, «ah wrirn wir noch an die Schwierigkeiten zurük-
venren, die die Distriftseimhcilm.g dura/ die Räche
hatte, und daß uns einst selbst das Direktorium er-
klarte, durch die Langsamkeit, die wir in diese Arbeit
Men, komme das Aateàd in Hefahr; wann wir
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dises bedenken, B. R., wer von uns wird dann noch
Lull haben,' eine noch ausgedehntere und doch nur pro-
visorische Arbeit den.Rachen, bei dem Drang ihrer
Geschäfte aufzuladen?

Desloes bezeugt, daß er Jommis Meinung
unterstützen wollte, aber durch Hubers und Esthers
Gründe nun überzeugt sey daß es weit vortheilhafter
ist, diese Eintheilung einstweilen durch das Direktorium
vornehmen zu lassen.

Car rarcz glaubt, unser ersterer Beschluß sey
hauptsächlich wegen diesem Gegenstand verworfen
worden und so fürchtet er könnte Hubcrs Antrag
auch jezt wieder unsern Beschluß verwerft» machen,
ohne diese Besorgniß würde er gern Hubern beistà
men, um aber einen Ausweg zu wessen, wünscht er,
daß man den § ohne Zusatz annehme, um dann freie
Hand zu behalten, allenfalls den Verwaltungskanu
mern die Arbeit zu übergeben.

Gra f bedauert, daß man wieder eine neue Autos
rität in unsrer Republik aufstellen wolle, da wir deren
sonst schon zu viel haben: wann aber Friedensrichter-
seyn müssen, so stimmt er Tröschs Antrag bei.

Ander w e rth stimmt ganz zum Gutachten /weil
er erst, wenn der Beschluß angenommen ist, bestimm
men will, wer die Eintheilung machen soll. Tabin
stimmt Carrard bei.

Jomini denkt, die vorliegende Streitigkeit rechts
fertige seine erst geäusserten Zweifel und beharret dahed
auf seinem Ankrag.

Esch er findet Carrards Antrag, den Verwais
tnngskammern die Eintheilung zu nbergebcn, durchs
ans unzwekmässig, weil die Einrheilung nicht nach eis
nein allgemeinen System entworfen wurde, und in
demselben wahrscheinlich noch mehr Lokalitatsgeifi
herrscht als in unsrer Mitte. Da übrigens noch nies
mals in einem Geietzesbeschlnß gleich beim Z 1 die
Mittel zur Ausführung angegeben wurden, so will e«
die Entscheidung über diese Frage mit Anderwerth bis
zum Ende aufschieden und den Z unverändert annehmen.
Hnber vereinigt sich mit diesen: Antrag.

Nüce glaubt, die Verwaltüngskammern, welche
auf Ort und Stelle sind, können die Eintheilung am
Beßten vornehmen, und sie zur Genehmigung der Ges
sezgebung vorlegen; gegen Graf bemerkt er, daß er
nicht begreift wie man sich dem wohlthätigen Einflug
der Friedensrichter entziehen wolle, von denen Holland,
Frankreich, England so süsse Früchte erhalten habe, äi

Sch och will in jeder Gemeinde einen Friedens^
richter haben, und diese über 8 Franken ohne Appels
lation absprechen lassen.

Bourgeois begreift nicht, wie wan noch den
Vortheil der Friedensrichter in Zweifel ziehen ft nne;
er glaubt, die Gesezgebung müsse die Bezirkseintheis
lung vornehmen und will hierzu sogleich die verlchie-
denen Eincheil.mgscommisslonen beauftragen. Lac 0 stK
stimmt Jomini bei. Trvsch beharret auf
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frag und will die Verwaltungskammern die Einthei-
lung vornehmen lassen. Der § wird nach Cartiers
erstem Änkrag angenommen.

§ s. Rellstab bezeugt, daß da man nun wirk-
ich Friedmsgerichte bestimmt habe, er dieselbe bec

Koftencrsparniß wegen grösser zu machen und daher
mir die Volksmenge unter die sie nie hcrabsteigen dür-
fen, zu bestimmen wünscht. An der wert h stimmt
Rellstab bei, und will die kleinste Zahl auf 3000
Seelen seyen, in der Hosnung, daß die Beisitzer ei-

uigc Autorität erhalten, um die meisten Streitigkeiten
allein vergleichen zu können. Graf begehrt, daß die

Bezirke bis auf 6ovn Seeien taàd gemacht werden.
A ker m a u n, Cu st or und Deloes stimmen dem
Z bei. Zimmer m a n n stimmt Rellstab und Ander-
werth bei, und bemerkt, daß nach dem Vorschlag
der CommWou ungefähr 1200 Friedensrichter in Hei-
verien herauskamen. E scher stimmt Znumermann
bei, weil, wenn nach der gestrigen Idee die Friedens-
richtcr zuweilen in ihren Bezirken herumreisen, die

Bezirke ohne Beschwerde des Volks merklich vergrößert
werden dürfen, indem, wann dieselben nur sovo
Seelen enthalten dürften in den etwas bevölkerten
Gegenden Hclvctiens, kaum 3 Dörfer in einen Bezirk
eingeordnet werden dürften. I 0 mini unterstint neu-
crdings den Rapport und will die Friedensgerichte nach
der Bevölkerung der Bezirke bezahlen. G m ü r will
der erfoderlichcn Ockoüomie wegen, die Fr-edensbezirkc
wenigstens auf 6000 Seelen fetzen. Der § wird an-

..genommen.
Koch im Namen der Mehrheit der Eintheilungs-

'Commission Helvetiens legt ein Gutachten vor. (Wir
werden es in der Folge liefern.)

Sccretan begehrt Vertagung bis die ganze
Cinlcitung ins Französische überfezt ist. Desloes
stimmt bei und fvdcrt Uebersetzung in alle 3 Spra-
chcn. Gapani glaubt, die Ucderfctzung sey höchst
übcrsiüssig, indem ungeachtet er diese lange Rede nicht
verstund^ er doch überzeugt ist, daß sie nur schwülstige
Phrasen enthält, die dazu dienen sollen, die Vcrsamm-
lung und das Volk über diesen Gegenstand zu verdien-
den und dem Föderativgeist neue Nahrung zu geben.
Mail ruft von allen Seiten zur Ordnung und erkennt
die Vertagung, bis das Gutachten ins Französische und
Italiänische überfezt ist.

Das Direktorium begehrt Entscheidung der Frage,
ob die Präsidenten der verschiedenen Gerichtsstcllen
eine Stimme bei der Abmehrung haben, oder nur
im Fall von Stimmengleichheit entscheiden sollen.

Hu der sagt: Nicht nur diese Frage ist noch un-
entschieden, sondern noch viele andere, welche die Pro-
zcßferm angehen, und welche wir nicht einzeln behandein
können, daher begehrt er Verweisung an die hierüder
niedcrgesezte Commission. Dieser Antrag wird ange-
nommen.

lss

Das Direktorium begehrt die'Vollmacht, einige
liegende Güter, die den Klöstern des Kantons Bellen;
geooreu uno welche zu entfernt liegen, um gehörig be-
nuzt werden zu können, an den Meistbietenden veräus-
fern zu dürfen. M a r c acci sodcrt Verweisung au
cine C mmission, zur gehörigen Untersuchung. Bäs-
ler summt bei, will abcr, daß das Direktorium vor
allem ans genaue Berichte einsende, weil vielleicht
einige Privatabsichtcn von Seite der'dortigen Vawal-
lungski mmcr darunter verborgen liegcn könnten, in
d efem Zeitpunkt, wo wegen Furcht vor Krieg in jenen
SegeMcn die Gütcr nicht gesucht werden, durch Srei-
gerung zu veräußern. Die Commission wird angenom-
mm und m dieselbe geordnet : Marcacci, Bäsler,
Grivel, Graf und Peltandini.

Schlu m p f sodert Druck von Kochs vorgelegtem
Eintheilungègntachten. Cartier widersczl sich, weil
diese Bekanntmachungen zu viel Geld kosten und der
Republikaner dieses Gutachten wohl bald bekannt ma--
chen wird. Sccretan bemerkt, daß keine Bekannt-
machung statt haben kann, bis eine ttebersctzung vor-
Handen ist. Man geht zur Tagesordnung und nimmt
das Friedcnsrichtergutachtcn wieder in Berathung.

H g. Jomini will statt dem Wort «Städte das
Wort Gemeinde setzen, weil auch Dörfer über 300s
Seelen enthalten könne«. Earrard stimmt bei.
A k e r m a nn will wegen der Unbestimmtheit des

Worts Gemeinde nur die Wörter Flecken und Dörfer
den Städten beifügen. Cust 0 r will in Städten, auf
3000 Seelen ein Friedensgericht setzen. Sccretan
sagt: Wir haben Gleichheit; wir ' wissen nicht mehr
was eine Stadt, ein Flecken, ein Dorf ist; wir ken-

nen nur Gemeinden; er stimmt also Jomini bei, dessen

Antrag angenommen wird.
§ ä. Jacqn ier will, daß man bestimme, wie

die Nummern ausgetheilt werden sollen. Der.§ wir»
so wie der folgende ohne Abänderung angenommen.

§ 6. Akcrm ann will bestimmen, wie die Bei-
sitzer gewählt werden sollen. A n d e r w c rth bemerkt,
daß über Akcrmanns Frage ein eigner Abschnitt in;
Verfolg erscheinen weede. Der§ wird mit Akcnnaims
Zustimmung angenommen.

Die beiden folgenden §5. werden angenommen und

auf Akcrmanns Antrag Dringlichkeit erklärt und die--

sec erste Abschnitt abgesondert dem Senat zugesandt.

Folgender Gcsetzesvorschiag wird zum zweitenmal
verlesen und in Berathung genommen:

Der grosse Rath an den Senat,
Nach erklärter Urgenz.

Auf die Botschaften des Vollziehungs-Direktoriums
vom 27. September und 2z. October. In Er vàgnng
daß dte vom Directorium begehrten Gebäude von jener
Art Staatsbesizungcn sind, die der Nation zur Last

fallen, indem ihr Unterhalt kostbar ist» und sie keinen
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«östlichen Gebrauch voraussehen lassen? daß die an-
begehrten Stücke Erdrich von grossen Domainen zu
weit entlegen, und in den Handen der Regierung für
dieselbe ganzlich mmüz sind; für Partikularen aber
von einigem Nuzen seyn kennen.

Zn Erwägung, daß die Schlosser Burgdorf und
Frsucnftw zu öffentlichen nützlichen Anstalten bestimmt
sind.

Hat der grosse Rath beschlossen.

§ i. Das Direktorium ist begwültiget folgende Gebäude,
-i) Das dem vormaligen Kloster Einsiedlen zur Trotte

dienende zu Staffa an dem Zürichsee gelegene
Gebäude-

iH Die vormalige Kanzley der Landvogtey Waden-
schweil

c) Die Kanzle» von Werdenberg im Kanton Linth.
ü) Das Schloß Brunegg mit seinen kleinen Domainen.

Folgende Stücke Erdrich.
k>) Dreysicrtel Jucharten Land hinter Staffis.
b) Elne Jucharte Landes bei dem Zugang des For--

sies von Galm im Distrikt Murten.
c) Ein Stäklein Land von ein achtel Jucharten zu

densthwyl sein Haus erst sehr theuer der Verwaltnngs
kaminer angehängt hat, und nun diese dasselbe mit
Verlust veräussern würde. Er verspricht hierüber Beweise
Z i m mer m a un bemerkt, daß wir nicht zu unter-
suchen haben, wie dieses Gebäude Nationalgut geworden
ist, in dem nicht wir, sondern das Direktorium die
Rechnungen der Verwaltungskammern zu untersuchen
haben; daher stimmt er zum §. Weber federt in
Rüksicht Billeters Einwendungen eine Einladung an
das Direktorium, um Auskunft über diesen Gegen
stand zu begehren. G m ü r fodert eine ausserordentiiche
Untersuchungscommission. Herzog stimmt Weber»
bei. Bel! eter beharret neuerdings, weil man die
Verwaltungskainmern gehörig bewachen müsse. Graf
stimmt Billeler bei, und fodert Verweisung an die
Commission. Kühn stimmt Webern bei und fodert
Billctcrn auf, dem Direktorium seine Bemerkungen
mitzutheilen. Dieser Antrag wird angenommen.

Die beiden folgenden Artikel dieses § werden an»

genommen.
§ i. o. Escher bezeugt, daß dieses Schloß eine

vortheilhafte militärische Lage habe und selbst einiger-
«».» «--M WS àà.» »»i. bà. ft». -6. ->î° -lft °î.ft, à- W--

Gesetzen und^Gàuchm j!des Orts worsi-n S iî Einlog.nmg ^e-ner kle.nen Gamsso^ fur d.e

bände oder Güter liegen, öffentlich gehalten werden.
§ 3. Die Bekanntmachung soll wenigstens 3

Wochen vor der Verkaufszeit öffentlich geschehen und
angeschlagen werden.

§ 4. Das Direktorium ist eingeladen eine vor-
läufige Schätzung der Gebäude und Güter machen zu
lassen, bannt sie nicht in einem allzngeringen Preise
verkaust werden.

ê Z. Die Schlösser Burgdorf und Frauenfeld
sind der Disposition des Direktoriums zu öffentlichen
Anstalten überlassen.

§ r. Billeter federt, daß dieses Gebäude
und oie Pressen, die darin enthalten, abgesondert vcv
kaust werden. C u st o?r will in der Einleitung die-
ses Gutachtens nicht sagen, daß diese Gebäude unnüz
feien sondern nur minder nüzlich. Zi in m ermann
stimmt Cnstor bei, doch will er sagen, allenfalls min-
der nüzlich. (Man lacht.) A kcr m a n!» vertheidigt
den Z, welcher angmommen wird.

5 t. b. B ille t er behauptet, dieses Gebäude sey
kein Nationalgut und nur durch eine Irrung der Zürche -
rischen Verwaltungskammer, welche^ den Landschreiber,
der ein Bürger der Stadt ist begünstigen wollte, als
solches angegeben worden. Rellstab will tu Rük-
stcht Bsseters Einwendungen diesen Z vertagen. Ear-
tier denkt, wenn dieses Gebäude nicht ein National-
gut sey, so werde d.r Eigenthümer sich dawider setzen.
Er federt also Tagesordnung ubcr Billeters Antrag.
Weber stimmt bei. Bourgeois folgt Rellstab.
Nutet ex beharret? weil der Landschmber von Wä-

Republik bequem ist, so kann er nicht zur Verâusserung
desselben stimmen mW wundert sich, wer das Direkte-'
rmm so übel berathe, ein so zwekmàssíges Gebäude

zu veräussern. Rellstab und Bill eter folgen ganz
Eschern. Cartier und Herzog unterstützen das
Gutachten, weil dieses Schloß als baufällig angegeben
wird und die militärische Lage gleich noch ihre Vor-
züglichkeit beibehalten werde. Rellstab versichert,
daß das Gebäude keineswegs baufällig sey. Guter
und Zi mm ermann unterstützen Eschern. Die Bei-
beHaltung des Schlosses Negensperg für die Ratio»
wird erkannt.

§ 1. k. Broye bemerkt, daß dieses Stük Erdreich
zu einem Begräbnißplaz bestimmt sey, und will es d»5
her ohne Versteigerung um einen billigen Preiß abtres
ten. Guter folgt ganz Broye, Marcacci unter-'
stüzt den Rapport, weil die Gemeinde Stästs hier als
blosse Parkicularpcrson auftritt, und diese Ausnahme»
sich zu sehr vervielfältigen könnten. Zimmerman»
stimmt Marcacci bei. Cartier stimmt gayz Broye
bei. Secretan macht auf die Wichtigkeit aufmcrc-
sam, die Todten nicht mehr unter den Lebenden z»

begraben, und weil die Gemeinde Stäfis oiesen wich»

tigen Schritt thun will, solle» wir ihn begünstigen,
und daher stimmt er ebenfalls Broye bei, dessen An-

trag angenommen wird.
Die beiden folgenden Artikel dieses K werden an?-

genommen.
- § 2 wird ebenfalls ohne Einwendungen ange-

nommen. ^ ^ 5-.
-§ Z. Lacoste fodert, daß solche Verausseru^e«
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in den öffentlichen Blättern bekannt gemacht werden.
Dieser Antrag wird mit dem § selbst angenommen.

§ 4 wird angenommen.
KZ. Ander werth bemerkt, daß der § unbe-

stimmt ist, weil, wenn das Direktorium einen öffentli-
chen Gebrauch von den beiden Schlössern machen
will, es dieses ohne Erlaubniß von der Gesezgebung
thun kann, und er nicht dazu stimmen könnte, daß
das Schloß Frauenftld verkauft werde. Se er et an
folgt. Cartier begehrt, daß man setze, diese Schloss
ser werden zu öffentlichem Gebrauch überlassen. Die-
ser Antrags wird angenommen.

Akermann begehrt, daß die Saalinspektoren
beim Nationalschazamt Nachfrage halten, o die Re-
prö sentante,» nicht bald wieder Etwas auf Rechnung
ihres Iahrgehalts beziehen können. Billeter folgt,
weil kein Geld hier zu haben ist, und wann er bezah-
len muß, was er schuldig ist, die Nation ihn auch be-
zahlen soll, was sie ihin schuldig ist. — Man geht so-
gleich zum Abstimmen und Akermanns Antrag wird
angenommen.

Nach mittags si tzung.
Durch absolutes geheimes Stimmenmchr wird

Cartier zum Präsidenten und Graf zum Secretär
erwählt.

Für die Cte^e eines Saaunspektors erhalten
Wyder und Herzog v. Ef. gleiche Stimmen; durch
das Loos wird Wyder gewählt.

Grosser Rath, 7. December.' Präsident: Cartier.
Das Gutachten über die s. g. ewigen Anwohner

»der Hintersassen von Luzern, welchem zufolge deniel-
ben ihre als Bürgschaft hintcrlegren Capitalien heraus
gegeben werden sollen, wird zum zweitenmal verlesen,
in Berathung genominen und eimnuthig genehmigt.

Das Gukachten über ein allgemeines helvetisches
Tagblatt wird in Berathung genommen. (Dasselbe
ist im 2 stcn Stuk des ll. Banvs des Republikaners
abgedrukc).

Carrard sagt, der ra § dieses Rapports ist

wohl überflüssig; in Frankreich war eine so grosse
Unternehmung wohl möglich, aber Helvetien ist zu
klein dazu, und dieses Blatt würde nur den gebilde-
kern Klassen nicht dem Volk dienen, und da diese

ungeheure Unternehmung unfehlbar sehr bald fallen
mußte, so würde auch alles Geld vcrlohren seyn,
welches die Anlegung dieser Unternehmung erfodert
batte; er begehrt also Tagesordnung über dieses Gut-
achten und foocrt Niedcrseeung einer Commission, um
das Volköblatt, welches schon erkannt, aber nicht
zwckmàssia genug eingerichtet ist, in eine etwas bessere

L-'.'n» «.'bringen, so daß durch dasselbe in der gross,

M Masse des Volks Unterricht und Au.îiàng vers

breitet werde; über das vorliegende Gutachten aM
fodert er Tagesordnung.

Zi in mer mann bemerkt, daß freilich ein solches
Blatt sehr zwekmässlg wäre, weil ohne Anstellung von
Geschwindschreibern die Blatter, welche die VerHand-
hingen der Räthe liefern, höchst unvollständig erschei-
neu, allein in dieser Ausdehnung glaubt er die Unter-
nehmung viel zu groß und begehrt daher Rükweisung
dieses Gutachtens an die Commission, um von der-
selben einen neuen Vorschlag zu erhalten, worin allen-
falls einem schon vorhandenen Blatt eine grössere
Ausdehnung gegeben werde, uin dasselbe vollständiger
zu machen. In Rüksicht des Volksblatts stimmt er
ganz Carrard bei, »veil er bis jezt noch kein zwekmässss
ges Volksblatt kennt, als den Schwcizerbot von
Zschokke, und der Staat mit seinen eignen Volksblät-
kern viel Geld verschleudert, indem die unentgeltlich«
Austheilnng der Sache mehr hinderlich als Vortheil-
haft ist.

Pellegrini findet den Vorschlag eines solchen
Tagblatts sehr zwekmässig, weil dadurch alle falschen
Gerüchte zerstreut und eine edle Art von Ehrgeiz unter
den Mitgliedern der Räthe beivirkt wird, indem wann
sie sicher sind, daß ihre Meinungen dein Publikum ge-
treu mitgetheilt werden, sich jeder befleißen wird, sich

aufzuklären, wodurch unsre Berathungen und selbst
die Gesetze, die wir durch dieselben machen, au innern»
Werth wesentlich gewinnen werden; diesen Zwek
wünscht er, die Mittel sind ihm gleichgültig und da-
her stimmt er Zimmermann bei.

Desloes findet ein Tagblatt ungemein iwek-
mässig, »veil dadurch verhindert wird, daß die Mci-
nungen der Mitglieder entweder entstellt oder nur halb
erscheinen, allein die ungeheure» Kosten dieser Unter-
nehmung erschrecken ihn, daher stimmt er Zimmer-
mann bei. Herzog v. Es. ist gleicher Meinung und
wundert sich, daß wahrend wir immer von Oekonomis
sprechen, so kostbare Entwürfe vorgelegt werden.

Esch er bemerkt, daß bis jezt gegen das Gutach«
ten noch nicht eine Einwendung gemacht wurde und
bedauert, daß die Versammlung dasselbe zu verwerfe»»
scheint, »veil sie eine solche Unternehmung für Helve-
tien zu ausgedehnt und zu kostbar findet; allein man
lasse sich doch nicht durch eine bloße Summe zurük«
schrecken, die Erfahrung spricht wider diese Furcht,
denn der schweizerische Republikaner wird jährlich in
seiner jezigcn Ausdehnung eine Summe von beinahe
Zooo Dublonen erfodern, und die Unternehme«
so wenig als die Heraußgcber leiden eben keinen gross
sen Schaden dabei, und da von diesem so unvolss

ständigen und mangelhaften Blatt 20°« Exemplare gê-
drukt werden, sollte dann ein vollständigeres besseres

Blatt nicht noch mehr Gunst beim Publikum finden,
weil dann jenes Blatt wegfallen würde! Er bitte»
also, daß man nicht vor ForHè Ms his ds»



25»° Dublone!» dieses Gutachten ganz verwerft, son-
dem dasselbe §§weift in Berathung nehme.

Lacoste stimmt auch für Zurühveisung an die
Commission, weil er nicht so grosse Kosten veranlag
sen will, um in bloß deutscher Sprache ein Volks-
blatt zu haben.

Hub er will sich gerne mit Zimmerman verein»'-

gen, 'weil er sieht, daß man über blosse Summen er-
schrecken ist; die bessere Einrichtung des Volksblatts
aber wünscht er der Commission über öffentlichen Um
terricht zuzuweisen.

Kühn stimmt ganz Zimmermann bei, obgleich er
überzeugt ist, daß man entweder auf treue und voll-
ständige Darstellung unsrer Berathungen Verzicht thu»,
oder eine gewisse Summe Geld für ei» solches Tag-
blatt aufopfern muß. Für einmal aber glaubt er könne
die Sache etwas aufgeschoben werden; das Volks-
blatt will er auch einer Kommission zuweisen, weil
dasselbe neben einigen vorkreflichen Aufsätzen auch an-
dere enthält, welche ihceö zu künstlichen Styls wegen
wenig zwckmässig find. Er lach er wünscht daß dieses
Tagblatt durch eine Partiknlaruntcrnehmung zu Stande
komme, und glaubt durch einige Begünstigung werd«
dieses zu erhalten seyn; die Sache selbst hält er für
sehr nothwendig, da viele solche Blätter sehr partheilsch
sind. Car mint ran erkennt die Vortheile eines sol-
chcn Blattes, glaubt aber dasselbe könne sehr einge-
schrankt werden; aber es müßte eben so gut franzö-
sisch als deutsch erscheinen: er stimmt endlich Zim-
merman» bei. Der Gegenstand wird vertaget und
die Untersuchung über eine zwekniassigere Einrichtung
des Lolksdlatts einer Kommission zugewiesen, die aus
den Bürgern Carrard, Germann und Näf
besteht.

Kühn sagt, da Erlacher uns anzeigte, daß sich
ein öffentlicher Beamter, (der Statthalter des Lemon)
eine Art Censur über ein Zeikungsblatt erlaubt habe,
so sodreich «ine Einladung an das Direktorium, um
dasselbe anfzufodern, den Beamten jeder Art die Cm-
sur zu untcrsagen. Dieser Antrag wird angenommen.

Graf fragt, ob da nun das Tagblatt vertaget
wurde, der Geschwindschreiber Bluntschli welcher?
zur Probe angenommen wurde, noch weiter fort am
Bureau bleiben soll oder nicht? Schlumps stimmt
bei, und fodert Dringlichkeitserklärung über Entschci
dung dieser Frage. Kühn bezeugt daß die der Kom-
m-ssion eing<gebncn Proben dieses Gesehwindschrei-
dcrs gut seyen, und den Erwarkurgen ganz entspre
chew Desloes fodert daß der Geschwindschreiber
ttnstweilen noch beibehalten werd«, weîi er von der
Dringlichkeit eines Tagblatts überzeugt ist, und Host
die Versammlung werde wieder auf diesen Gegenstand
zurukkommeii. Zimmcrmann sagt, da man zu
meiner größten Verwunderung den ganzen Gegenstand
vMagle, so muß auch dieser 'Gegenstand vertagt wer-

den: allein da die Sache dringend ist, so hoffe ich
werde die Vertagung nur bis morgen dauern. HuSer
giebt dem provisorischen Geschwindschreiber das beßte
Zeugniß, und folgt ganz Zimmerman», mit Bitte diese
besondere Frage der Kommission zuzuweisen. Dieser
Antrag wird angenommen.

Secrekan legt im Namen einer Kommission
das Gutachten über allgemeine Legitimation unehelis
cher Kinder vor. (Es ist dasselbe durch Irrthum schon
in der Sitzung vom 5 December geliefert worden.)
Huber fodert Dringlichkeitscrklarung. Desloes
und Zimmcrmann widersetzen sich diesem Antrag
wegen der Wichtigkeit dieses Gutachtens, um dasselbe
gehörig untersuchen zu können. Kühn stimmt Hubern
bey,, weil es nur um Allgemeinmachung der schon
häufig getroffenen einzelnen Maasrcgeln zu thun ist.
Ackermann folgt. Tomamichel fodert Ueberscz-
zung dieses Gutachtens ins Italiänische, »selche zuge-
standen wird. Secretan bemerkt daß die Sache
selbst dringend sey, und das Glük vieler Bürger von
der Beschleunigung derselben abhängt; er fosert also
baß dieses Gutachten in drei Tagen behandelt werde.
Dieser Ant og wird angenommen.

Das Direktorium zeigt an, daß der Nationale
schaz des chevorigcn Kantons Uri sich auf 257400
Gulden belief, wovon aber die Gemeinden des Die
striktö Aitorf nun die Summe von 116526 1/2 Gul-
den als Eigenthum ansprechen, weil diese Summe
aus den Pensiongeldern für die in fremden, Diensten
stehenden Truppen nach und nach entstanden fty:
da aber das Nätionalfchazamt dtese Summe als Na-
tionaignt anspricht, so fodert es Entscheidung dieser
Frage. Reilstab fodert Verweisung an die Staats-
gutskmnmîssioii, und begehrt daß dieselbe in achr Ta-
gen Rapport mache. Herzog stimmt bei, fodert aber
in drei Tagen ein Gutachten über diesen besondern
Gegenstand. Custor will der Kommission 14 T-ge
Zeit gebui. Herzog beharret ans seinem Aattcg.
Graf stimmt Herzog bei und fodert in 14 Tagen ooir
dieser Kommission ein allgemeines Gutachten. Des,
loes stimmt Herzog bei. Gchlumps folgt Rellstab,
und will baß die Kommission sich besonders darüber
erkundige, ob diese Gemeinden dieses Pmstonengcid
hätten verrheilen dürfen oder nicht. Blaktmänn
bemerkt daß die Kommission nur höchst unsicher arbck-
ten könne, ehe d e Ge czgcbnng ihr erst einige Grund-
sätze hierüber an die Hand gebe: er fodert also Ver-
tagung dieses besondern Gegenstandes. Fie-z glaubt
die Zeit sey der Komnussion schon bestimmt für ih.cn
Rapport. Tmür sieht diese Frage als ganz »ichtcr-
lich an, nnd fodert daß die Kommission nur Grund-
sätze hierüber im allgemeinen aufstelle. BcSler
stimmt Gmür bei, und federt daß man Zuerst den
allgemeinen Bericht abwarte; er ist aber uberz-mgt
daß dieses Geld Privatgut ist, weit die Einwohner
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dieses Distrikts dasselbe hätte« unter sich vertheiletssrcktonnm einen Wink zu einem außerordentlichen Tri?
können. Sec ret an widerlegt Gmür und stimmt
Herzog bei. ReUstabs Antrag wird angenommen

Das Direktorium übersendet folgende Bothschaft:

Das Vollzjchlmsisdjrcktorimn der einen imd
untheilbaren helvetischen Republik au die
gesezgcbendel! Räthe.

Luzern den 4. December 179s.

Bürger Gesezgeber:
Eine traurige Erfahrung hat die Regierung be-

kehrt, daß wenn man die Aufrührer und Gegenrevo-
kutionärs vor die gewöhnlichen Gerichte ziehet, die
heilsame Wirkung, welche aus einer schnellen Verfüh-
wung ihres Prozesses und aus einer unparrheiischen
und strengen Beurtheilung entspringen würde, durch

bunal in dieser Bochschaft zu geben schein:; der yke
Titel der Konsbiution bestimmt deutlich den Richter
für alle Staatsverbrechen, und wo die Konstitution
spricht, soll sie uns heiliges »nvcrlezüches Geftz seyn.!
sie ist der Vereiuigungsteaktat der im Anfang dieses
Jahrs noch getrennte» helottischrn Staaten, 'zu einer
Einen und unthcilbarcn Republik; verletzen wir sie, so
brechen wir den Fnudamentalvenrag unsrer ganz m
StaatSvcrfassung, und gaben dadurch deck ganzen
Volk oder eiuzUnen Theiles desselben ebenfalls das
Recht von diesem, »usrer Vereinigung unentbehrlichen
Grnndvertrag abzuweichen; denkt an die Folge» die
«in solcher erster Schritt für unsre neue Republik
und für die ganze Sache der Freiheit in unserm Va-
ttrland haben könnte! Entfernt asso von euch, B- Re-
praftntantcn, jeden Gedanken euch von unsrer Kon?
stitution, dem Fundament unsrer Republik, zu cnlftà-

die langwierige Verfahrungsart verloren gehe, ederj^
pjne entgegengesezte Wirkung habe.

neu, bleibt in den Schranke» der Verfassung, und tragt

Was dann die Wirkung hauptsächlich entkräftet,
Hie das Beispiel hervorgebracht haben wurde, ist, daß
Hie gewöhnlichen Gerichte die Zahl der Schuldigen zu
sehr vervielfältigten, indem sie die verschiedenen Grade
Her Schuld nicht von einander unterschieden.

Es ist von der höchsten Wichtigkeit, Bürger Ge-
fezgeber, diese Fehler in den gegenwärtigen Zeitumstäm
den zu vermeiden.

Die innern Feinde der Republik müssen unpar
Heiisch beurtheilet werden, ihre Straft muß aber
schnell und von solcher Art seyn, daß ihre Mitschul-
Sigen dadurch abgeschrekt werden.

Ueberzengt, daß die Langsamkeit der gewöhnst-
chen Gerichte mit dem Drang der Zeitumstände unver-
rräglich ftyn, ladet Euch das Direktorium ein, Euch
in Euerer Klugheit über die Mittel zu berathen, die-
sem vorzubeugen.

Republikanischer Gruß.

Der Präsident des vollziehenden Direktoriums,
O b e r l i n.

Im Namen des Direktdriums der Gen. See.

Mousson.

Esch er anerkennt die Nothwendigkeit einer schnei?

sen und ernsthaften GerechtigkeikspHgc i» solchen auf-

n brerischen Vergebungen ganzer D-strikte, und begehrt
daß mau dem Wunsch des D'rektoriumS durch Ent?

werfu-'g eines schnellen Rechtganges fur solche Falle
«mkspreche. Allein sehr erstaunt st er, daß das Di-

einer Kommission auf, euch einen Vorschlag einzugeben,
über einen schnellen Rccl.tsgang in Beurtheilung der
Staatsverbrechen nach Anleitung des 9:.» Artikels
der Kenstitnbon, Jomini stimmt Escheru bei, und
fodert eine Kommission von fünf Mitgliedern. An-
Verwerth stimmt bei. S ecrck an sieht die Cache
für so klar an. daß er nicht einmal eine Kommission
niederzusetzen wünscht. Die Konstitution ist ganz deut-
lieh hierüber, und ihr können wir nicht zuwider han-
dein, und wann auch die Republik in Gefahr dadurch
kommen sollte. Setzen wir ein außerordentftches Tri?
bunal nieder, so wäre dieses ein wahres Revolutions?
tribunal, vor welches jeder Bürger, selbst wir, wenn
man uns gcgrnrevolukwnsirer Gesinnungen anklagte,
gezogen würde; denkt an die unabsehbaren Folgen
die ein solcher erster Schritt für unser ganzes Vater?
land haben könnte. Die Konstitution selbst g-ebk dem
Direktorium die Mittel an die Hand den Rrchtsg-uig
ui den Tribunalien zu bewachen, und nöchigenfalts
zu leiten, ich fodrc also auf die Konstitution begrün-
dct die Tagesordnung über diese Boköscl>aft. Ander-
werth glaubt, diese Bothschast habe einen ganz na-
türlichcv Grund in der langsamen Crmttnà.chtspfleae
im Kanton Waid statt, und sieht keine so t-edkîîkuche

Folgen in derselben wie seine Vorgänger^ er stunwt
nochmals für eine Kommission und fodert daß diese

uns ohne Einschränkung ei» Gutachten vorlege, über
die Art das Vaterland von den Übeln und sehr ver?

Verblichen Folgen dieser langsamen Criminaijustiz ia
solchen weitaussebcndc»Fallen zu bewahren.

(Die Fortsetzung folgt.)
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